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Die Kommunen spielen als Bindeglied zwischen Bürgerinnen und Bürgern und staatlichem 
Handeln bei der Ausgestaltung sozialverträglichen Klimaschutzes eine zentrale Rolle. Es liegt 
im Einflussbereich der Städte und Gemeinden, die nationalen und internationalen Vorgaben 
für eine nachhaltige Entwicklung konkret umzusetzen und die Menschen vor Ort an diesem 
Transformationsprozess teilhaben zu lassen.

Die aus Klimaschutzgründen notwendige Transformation des Energiesystems ist aufgrund 
der damit verbundenen tiefgreifenden Veränderungen von einer breiten Akzeptanz in 
der Bevölkerung abhängig. Die Berücksichtigung sozialer Belange ist für den Erfolg der 
Energiewende als Gemeinschaftswerk von zentraler Bedeutung. Vor dem Hintergrund 
der besonders ausgeprägten Energiekostenbelastung von Haushalten mit geringem 
Einkommen sind neue lokale Allianzen zur Steigerung der Energieeffizienz und der Förderung 
energiesparenden Nutzerverhaltens erforderlich. 

Um dieser Querschnittsaufgabe von Klimaschutz- und sozialpolitischen Handlungszielen auf 
kommunaler Ebene sinnvoll zu begegnen, werden im Rahmen dieses Policy Papers gezielte 
Vorschläge für lokal umsetzbare Maßnahmen im Bereich der Sozial- und Energieeffizienzpolitik 
vorgestellt, die zu einer Entlastung einkommensschwacher Haushalte beitragen können, ohne 
die klimapolitischen Ziele der Energiewende zu beeinträchtigen. 

Dabei werden insbesondere folgende Fragstellungen beantwortet: Welche Handlungs-
felder ergeben sich für kommunale Akteure zur Minderung der Energiekostenbelastung für 
Haushalte mit geringen Einkommen? Welche Praxiserfahrungen gibt es auf kommunaler 
Ebene und wie können diese weitergetragen werden? Wie können weitere lokale Akteure in 
die Umsetzung sozialverträglichen Klimaschutzes miteinbezogen werden?
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Klimaschutz ist eine Gemeinschaftsaufgabe. 
Den Herausforderungen der Energiewende 
kann auf lokaler Ebene erfolgreich und vor 
allem auch sozialverträglich begegnet wer-
den, wenn Kommunen neben den eigenen 
Klimaschutzaktivitäten der Einbindung der 
privaten Haushalte eine wichtige Rolle bei-
messen (Difu 2014). Denn deren täglicher 
Energieverbrauch trägt erheblich zur Klima-
bilanz einer Kommune bei. 

Zur Deckung von Grundbedürfnissen privater 
Haushalte ist die Verfügbarkeit von Energie 
(in Form von Strom und Wärme) erforderlich1. 
Haushalte mit geringem Einkommen müs-
sen für Konsumgüter der Grundversorgung 
generell einen überproportional hohen Anteil 
ihres verfügbaren Einkommens aufbringen, 
daher besteht auch durch Energiekosten eine 
relativ hohe Belastung (Neuhoff et al. 2013). 
Insgesamt machen die Energiekosten im 
Durchschnitt mittlerweile gut ein Zehntel der 
Lebenshaltungskosten privater Haushalte 
aus (ECF 2017). Die ärmsten Haushalte wen-
den im Durschnitt einen gut doppelt so hohen 
Anteil ihres Einkommens für Strom auf wie 
wohlhabende Haushalte (BMWi 2014). Vertei-
lungswirkungen der Energiewende müssen 
daher zukünftig stärker mitbedacht werden.

Kommunen können Klimaschutzbe-
mühungen in privaten Haushalten auf 
sehr verschiedene Weise anregen oder 
unterstützen. Vielen Bürgerinnen und 
Bürgern sind die zahlreichen Energieein-
sparmöglichkeiten nicht bewusst, die mit 
Hilfe technischer Lösungsansätze oder 
durch Veränderungen des eigenen Nut-
zungsverhaltens erzielt werden können. 
Auch mit Blick auf die Erreichung der 
Energieeffizienzziele der Bundesregie-
rung und der Ziele in den kommunalen 
Klimaschutzkonzepten können niedrig-
schwellige Programme zur Senkung des 
Energieverbrauchs privater Haushalte 
einen wichtigen Beitrag leisten.

Problemstellung

In den vergangenen Jahren sind die Ener- 
giebedarfe (Strom und Wärme) private 
Haushalte teilweise und die Preise für Haus-
haltsstrom deutlich gestiegen. So hat sich 
der durchschnittliche Strompreis für private 
Haushalte von ca. 14 ct/kWh im Jahr 2000 auf 
28 ct/kWh im Jahr 2016 verdoppelt (BDEW 
2017, S. 7). Für die Entwicklung der Brenn-
stoffpreise zur Wärmeerzeugung ergibt sich 
hingegen ein differenzierteres Bild: Nach 
deutlichen Preissteigerungen für leichtes 
Heizöl und Erdgas Anfang der 2000er Jahre 
und einer explosionsartigen Preisentwick-
lung ab dem Jahr 2010, haben sich die Preise 
zwischenzeitlich wieder auf dem Niveau des 
Jahres 2009 stabilisiert.

Von Kostensteigerungen sind besonders 
Bezieher/-innen von Sozialleistungen und 
Geringverdienende betroffen. Eine Unter-
versorgung mit Strom und Wärme kann mit 
erheblichen Einbußen der Lebensqualität 
sowie Folgekosten durch gesundheitliche 
Einschränkungen der Betroffenen einherge-
hen (Reibling und Jutz 2016). In diesem Zu-
sammenhang wird in Deutschland häufig auf 
die hohe Anzahl von Energieversorgungs-
sperren verwiesen (Löschel und Heindl 
2016). Insgesamt wurden im Jahr 2015 knapp 
6,3 Mio. Sperrungen der Stromversorgung 
gegenüber Haushaltskunden angedroht und 
über 330.000 Stromsperren durchgeführt 
(BNetzA, 2016). Hinzu kommen im Jahr 2015 
knapp 1,3 Millionen Sperrandrohungen der 
Gasversorgung und über 43.000 durchge-
führte Gassperren (ebd.). Für Betroffene 
von Energieversorgungssperren sind neben 
geringen Einkommen und relativ hohen 
Energiekostenbelastungen weitere, multiple 
Problemlagen charakteristisch. Dazu zählen 
mangelnde Finanz- und Planungskompetenz, 
bestehende Schulden sowie kritische Le-
bensereignisse (Schöllgen & Kosbab 2016).

Diese Zuspitzung der sozialen Lage verbun-
den mit Selbstverpflichtungen der Kommu-
nen zum Klimaschutz veranlassen immer 
mehr Städte und Gemeinden, auch einkom-
mensschwache Haushalte in Strategien 
zur nachhaltigen Senkung des Energiever-
brauchs miteinzubeziehen (Difu 2014). 

Zum Gesamtbudget der Energieausgaben privater Haushalte zählt auch die Mobilität, Ausgaben die damit in 
Zusammenhang stehen bleiben in der vorliegenden Betrachtung jedoch unberücksichtigt.

1
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Ein zusätzlicher Handlungsdruck ergibt 
sich aus der erheblichen Kostenbelastung 
der Kommunen durch Heizkostenerstat-
tungen. In Deutschland wird die Gruppe der 
Transferleistungsempfänger/-innen dadurch 
entlastet, dass die Stromkosten bei der Be-
rechnung der Leistungssätze berücksichtigt 
werden. Die Heizkosten der ALG-II- und 
Sozialhilfeempfänger/-innen sind dabei 
nicht im Regelbedarf enthalten und werden 
separat nach einer Angemessenheitsprüfung 
durch die zuständigen Kommunen in der Re-
gel vollständig übernommen (§22 Art. 1 SGB 
II, §29 Art. 3 SGB XII). 

Aus der Praxis der Heizkostenerstattung wird 
deutlich, dass in der Sozialgesetzgebung 
energie-relevante Impulse bisher weitge-
hend fehlen. So wird das Heizverhalten der 
Leistungsempfänger-/-innen nur insoweit 
leistungsbegrenzend berück-sichtigt, als 
es den lokal durchschnittlich ermittelten 
Energieverbrauch extrem überschreitet. 
Ist hingegen ein hoher Energieverbrauch 
durch die Leistungsempfänger/-innen 
wegen des energetischen Zustands der 
Wohnung nicht beeinflussbar, so zeigt dies 
auf der Leistungsebene keine Folgen. Dies 
ist insofern nicht zu beanstanden, als der/
die Leistungsempfänger/-in nicht für den 
schlechten energetischen Zustand der Woh-
nung sanktioniert werden darf. Sowohl vor 
dem Hintergrund klimapolitischer Ambiti-
onen als auch hinsichtlich der erheblichen 
Kostenbelastung der öffentlichen Haushalte 
ist diese Situation jedoch unbefriedigend.

Zielstellung

Die lokale Verankerung der Maßnahmen soll 
dabei den Zugang zu möglichst vielen Haus-
halten mit geringem Einkommen ermögli-
chen und die Reichweite der vorgeschlage-
nen Lösungsansätze vergrößern. Unter den 
Aspekt „Kommunal“ wird dabei nicht nur das 
jeweilige Sozialamt, die Stadtverwaltung und 
das Jobcenter subsumiert, sondern auch die 
regional tätigen Stadtwerke und Energie-
versorger sowie Niederlassungen der Sozi-
alverbände. Dabei werden unterschiedliche 
Formen der Beteiligung und Kooperation zur 
Integration lokaler Partner aufgezeigt. 

Bei der Auswahl der Instrumente wurde 
ein besonderes Augenmerk auf sozialver-
trägliche Energieeffizienzmaßnahmen zur 
Senkung des Energieverbrauches und zur 
Minderung der Kostenbelastung einkom-
mensschwacher Haushalte gelegt. Ebenso 
werden „weiche“ Maßnahmen zur Unter-
stützung von Verhaltensänderungen und 
der gezielten Beratung und Information von 
Haushalten besonders berücksichtigt. Die 
Handlungskompetenzen und Wissensvorteile 
der Städte und Kommunen können hierbei 
bewusst genutzt werden und zusätzlich 
Synergieeffekte schaffen, beispielsweise mit 
Blick auf die genauere Identifizierung und 
verbesserte Ansprache der Betroffenengrup-
pen im Rahmen von Energiesparberatungen 
oder zur Planung  energetischer Quartiers-
sanierungen (Tews 2012). 

Dabei ist es notwendig, den individuellen 
Einflussbereich der Betroffenen zu beach-
ten. Während durch Verhaltensänderungen 
und geringinvestive Maßnahmen der 
Energieverbrauch direkt gesenkt werden 
kann, liegen viele Faktoren außerhalb der 
eigenen Handlungsmöglichkeiten (Difu 
2014). Dazu zählen der energetische Zustand 
des Wohngebäudes, die Erstausstattung mit 
Haushaltsgeräten oder das Angebot an Be-
ratungsleistungen.

Damit Klimaschutz für Haushalte mit 
niedrigen Einkommen auf kommunaler 
Ebene erfolgreich verankert werden kann, 
stellt dieses Policy Paper nachfolgend ein 
Bündel verschiedener Lösungsansätze 
vor, die in der Praxis bereits erprobt 
wurden und die in ihrer Wirkung aufein-
ander abgestimmt sind. Gefragt wird nach 
Handlungsmöglichkeiten für Kommunen, 
welche die soziale Problematik, ohne Be-
einträchtigung der klimapolitischen Ziele 
der Energiewende, angehen.
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Erstes kommunales Handlungsfeld: 
Verbrauchsverhalten einkommensschwacher Haushalte

Neben den großen Themen der Energiewen-
de spielen niederschwellige Instrumente zur 
Beratung und Information im wissenschaftli-
chen Diskurs eine eher untergeordnete Rolle. 
Dabei sind gerade diese Instrumente bei der 
Unterstützung von Haushalten mit geringen 
Einkommen von besonders großer Relevanz, 
da es aufgrund multipler Problemlagen 
der Betroffenen regelmäßig am nötigen 
Wissen und der Handlungskompetenz fehlt, 
um Energieeinsparpotentiale zu realisieren 
(Matthies 2013).

Im internationalen Kontext wird dabei auch 
von einer notwendigen Steigerung der 
„energy literacy“ gesprochen (Hernández 
und Bird 2010), also dem Wissen um ener-
gierelevante Sachverhalte wie Strompreise, 
Nutzungskosten bzw. den Energieverbrauch 
von Haushaltsgeräten. Beratungsprogram-
me können durch gezielte Hilfestellungen 
für die effizientere Nutzung von Energie auch 
jenen Haushalten Unterstützung bieten, die 
ausgeprägte Suffizienzstrategien praktizie-
ren und ihren Energiekonsum bis hin zu ei-
ner Unterversorgung drastisch einschränken 
(Radcliffe 2010). 

Einkommensschwache Haushalte werden 
von bestehenden, meist kostenpflichtigen 
Dienstleistungen zur Energieberatung oft 
nicht erreicht. Angebote gibt es bspw. von 
den Verbraucherzentralen, Energieversor-
gern, kommunalen Verwaltungen oder regi-
onalen Energie- und Klimaschutzagenturen. 
Bei diesen Angeboten suchen die Energiebe-
rater in der Regel zunächst nicht direkt den 

betreffenden Haushalt auf. Die Einsparemp-
fehlungen sind zudem meist mit nicht uner-
heblichen Investitionen verbunden.

Bestehende Angebote aufsuchender Ener-
giesparberatungen für einkommensschwa-
che Haushalte folgen, mit abweichender 
regionaler Schwerpunktsetzung, meist 
demselben Schema: In zwei oder mehr in-
dividuellen Besuchen werden Haushalte mit 
geringem Einkommen von Energieberatern/-
innen, teilweise durch besonders geschulte 
ehemalige Langzeitarbeitslose, über Ener-
gieeinsparpotenziale durch geringinvestive 
Maßnahmen und verändertes Nutzungsver-
halten informiert. 

Zunächst findet eine Bestandsaufnahme des 
Verbrauchs und des Verbrauchsverhaltens 
des Haushalts statt. In einem zweiten Schritt 
werden Möglichkeiten identifiziert, Strom, 
Wärme und Wasser und damit einhergehend 
Kosten einzusparen. Dazu installiert der/die 
Energiesparberater/-in geringinvestive So-
forthilfen, wie schaltbare Steckdosen, Ener-
giesparlampen bzw. LEDs, Zeitschaltuhren, 
sparsamere Duschköpfe und Thermostopps. 
Weitere Hebel der Einsparung sind i.d.R. 
Tipps zur Verhaltensänderung sowie zum 
Austausch ineffizienter Geräte. Der dritte 
Haushaltsbesuch nach etwa einem Jahr 
dient zur Erfolgskontrolle und erneuten Be-
ratung bei zwischenzeitlich aufgekommenen 
Fragen. Der Ablauf eines solchen Beratungs-
prozesses ist in der nachfolgenden Abbildung 
schematisch dargestellt.

1.  BESUCH ANALYSE 2.  BESUCH 3.  BESUCH

Quelle: Caritas und eaD 2017
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Das prominenteste Programm zur auf-
suchenden Beratung von Haushalten mit 
geringem Einkommen stellt der „Stromspar-
Check“ des Deutschen Caritasverbunds (DCV) 
e.V. und des Bundesverbands der Energie- 
und Klimaschutzagenturen (eaD) e.V. dar. Mit 
über 250.000 beratenen Haushalten (Stand: 
Juni 2017) ist der Stromspar-Check bereits 
ein breitenwirksames Beratungsangebot. 

Seit April 2016 wird im Rahmen des „Strom-
sparcheck Kommunal“ der Fokus auf eine 
kommunale Verankerung an derzeit 190 
Standorten in Deutschland weiter verste-
tigt (Stromspar-Check 2016). Durch die 
lokale Verankerung des Angebots soll der 
Stromspar-Check möglichst vielen Haus-
halten mit geringem Einkommen langfristig 
zur Verfügung stehen, die Standorte sind 
dabei im ganzen Bundesgebiet verteilt (ebd.). 
Dabei werden unterschiedliche Formen der 
Beteiligung und Kooperation zur Integration 
lokaler Partner entwickelt sowie Ansätze zur 
Verstetigung und anteiligen kommunalen 
Finanzierung in lokalen Netzwerken erprobt 
(ebd.). 

Weitere beispielhafte kommunale Bera-
tungsprojekte in Deutschland sind die Ener-
gieSchuldenPrävention  in Nürnberg und 
der EnergieSparService in Essen. Auch in 
anderen Ländern sind zahlreiche Angebote 
an kommunalen Beratungs- und Informati-
onsleistungen zu finden. Als Beispiel seien 
hier die „Grätzeleltern“ in Wien genannt. En-
gagierte Bewohner/-innen bieten dort Hilfe 
zur Selbsthilfe in zahlreichen Sprachen an. 
Dadurch sollen nachbarschaftliche Netzwer-
ke gestärkt sowie Kompetenzentwicklung 
gefördert werden. Förderprogramme zur 
Veränderung des individuellen Verbrauchs-
verhaltens ähnlich dem deutschem Strom-
spar-Check stellen die belgische Initiative 
„Energiesnoeiers“ in flämischen Kommunen 
oder aber das holländische Modell „Energy-
Profit“ in Utrecht dar. Auch in diesen Projek-
ten besuchen ehemalige Langzeitarbeitslose 

als Energieberater/-innen Haushalte mit 
geringem Einkommen, die sie zum Thema 
Energiesparen beraten und geringinvestive 
Energiesparmaßnahmen vor Ort umsetzen.

Verbraucherseitig können signifikante Ein-
spareffekte erzielt werden, so wurden im 
Rahmen des Nürnberger EnergieSparPro-
gramms die Energiekosten der teilnehmen-
den Haushalte im Vergleichszeitraum um 
durchschnittlich 18% und der CO2-Ausstoß 
um 0,7t gesenkt (Kopatz 2013). Aufgeteilt 
nach Strom und Wärme, konnten die jährli-
chen Stromkosten durchschnittlich um 120 
Euro und die Heizkosten um 130 Euro pro 
Haushalt reduziert werden (Kopatz 2013).

Positiv bescheinigt wurden in diesem Zu-
sammenhang bereits Modellvorhaben in 
Düsseldorf und Kaiserslautern. Die dortigen 
Arbeitsagenturen stellten die grundsätzliche 

Den Mehrausgaben der Kommunen zur 
Realisierung dieser Beratungsangebote 
stehen nicht unerhebliche Kosteneinspa-
rungen gegenüber, beispielsweise durch 
reduzierte Aufwendungen für Zuschüsse 
an Transferleistungsempfängern/-innen 
im Wärmebereich und bei der (zentralen) 
Warmwasseraufbereitung. Viele Einspa-
rungen sind dauerhaft, was sich für die 
Kosteneffizienz von Beratungsangeboten 
auf längere Sicht positiv bemerkbar 
macht. 

Relevant sind für Kommunen insbe-
sondere auch Aspekte der Beschäf-
tigungsförderung: Die Ausbildung 
langzeitarbeitsloser Menschen zu 
Energiesparberater/-innen kann durch 
regionale Arbeitsagenturen als Beschäf-
tigungsförderungsmaßnahme unterstützt 
werden. Durch die angestrebte Eingliede-
rung von Maßnahmenteilnehmer/-innen 
sind positive Auswirkungen auf den loka-
len Arbeitsmarkt denkbar. 

https://www.nuernberg.de/internet/sozialamt/energiesparprojekt.html
https://www.nuernberg.de/internet/sozialamt/energiesparprojekt.html
http://www.klimawerkstadtessen.de/klimawerkstadtessen_wohnenleben/klimawerkstadtessen_energiesparservice_essen/energiesparservice_essen.de.jsp
https://www.caritas-wien.at/hilfe-angebote/zusammenleben/stadtteilarbeit/aktuelle-projekte/graetzeleltern/
https://www.energiesnoeiers.net/index.html
http://www.energy-cities.eu/db/utrecht1_575_en.pdf
http://www.energy-cities.eu/db/utrecht1_575_en.pdf
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Eignung von Energiesparberatungen für die 
Ziele der Beschäftigungsförderung fest (IFEU, 
2010, S.6). Es wurden höhere Vermittlungs-
chancen der Teilnehmer/-innen festgestellt, 
insbesondere aufgrund der Verbesserung 
kommunikativer Kompetenzen (ebd.).

Soziales Umwelt

Arbeit Bildung

• 	 Entlastung privater und 
   	 öffentlicher Haushalte

•	 Beitrag zur 
	 Bekämpfung von 
	 Energieschulden

• 	 Wiedereingliederung
	 langzeitarbeitsloser
	 Menschen in den 
	 Arbeitsmarkt

• 	 Relevante CO2-
	 Einsparungen auf
	 Haushaltsebene

• 	 Vermittlung von 
	 anwendbarem 
	 Wissen über 
	 Energieeffizienz 
	 und Klimaschutz

Quelle: Eigene Darstellung nach Caritas und eaD 2017

Ausweitung und Weiterentwicklung 
von aufsuchenden Beratungsangeboten

In der Gesamtbetrachtung haben sich 
aufsuchende Energiesparberatungen in 
zahlreichen Anwendungsfeldern auf kom-
munaler Ebene als sinnvolle Ergänzung 
zur Erreichung von klima- und sozialpo-
litischen Zielen erwiesen. Die Sensibili-
sierung von Bürgerinnen und Bürgern für 
einen effizienten und sparsamen Umgang 
mit Energie kann einen entscheidenden 
Beitrag zum sozialverträglichen Klima-
schutz leisten. 

Für eine Weiterentwicklung und Auswei-
tung der aufsuchenden Beratungsangebote, 
bspw. durch eine verbesserte Identifikation 

Die nachfolgende Abbildung fasst die Er-
kenntnisse zusammen und gibt einen Über-
blick über die Zielstellungen aufsuchender 
Beratungsangebote.

und Ansprache der (heterogenen) Betrof-
fenengruppen, spielen die Kommunen eine 
zentrale Rolle. 	 Für Haushalte im unteren 
Einkommensdezil besteht im Gegensatz 
zu Sozialleistungsempfänger/-innen keine 
vergleichbare institutionalisierte Erfassung, 
weshalb die Identifizierung dieser Gruppe 
mit zusätzlichen Hürden verbunden ist. 
Allerdings kann es gerade bei Bezieher/-
innen von Transferleistungen Vorbehalte 
geben, wenn bspw. für eine Energiesparbe-
ratung die Wohnung betreten und untersucht 
wird: Aus Angst vor vermeintlichen Kontrol-
len kann es zu Akzeptanzproblemen kom-
men (IFEU 2010). Bei Energiesparberatungen 
werden in der Regel persönliche Daten für 
die Berechnungen abgefragt (Anzahl der 
Personen im Haushalt, Größe der Wohnung 
usw.), die gleichzeitig auch Grundlage für 
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die Bemessung von Transferleistungen sind. 
Zudem erhalten Berater/-innen bei der auf-
suchenden Beratung Einsicht in die persön-
lichen Lebensverhältnisse. Eine Kooperation 
mit nichtstaatlichen Organisationen, wie 
Wohlfahrtsverbänden oder Verbraucher-
schutzvereinigungen, kann diese Hemmnis-
se perspektivisch mindern (ebd.).   

Wichtiger Erfolgsfaktor bei der Konzeption 
von Energiesparberatungen ist zudem die 
enge Zusammenarbeit zwischen den lokalen 
Akteuren aus dem Sozial- und Energiebe-
reich. Hier kann eine engere Verzahnung 
von Beratungsstellen der Sozialverbände 
(z.B. Familienhilfe, Schuldnerberatung), 
Jobcentern und kommunalen Behörden ein 
wichtiger Schritt sein. So können etwa Haus-
halte, die eine Schuldenberatung aufsuchen, 
ebenfalls über bestehende Energiesparbe-
ratungsangebote informiert werden oder die 
jeweilige Einrichtung stellt den Kontakt zur 
zuständigen Beratungsstelle her.

Ein prominentes Beispiel für die gelungene 
Verbindung bestehender Beratungsangebote 
ist das Projekt „NRW bekämpft Energiear-
mut“ der Verbraucherzentrale NRW. Hierbei 
findet eine Budget- und Rechtsberatung in 
Kombination mit einer Energieberatung statt. 
In München wurde die vom Sozialreferat der 
Stadt geförderte Energieberatung von Haus-
halten mit Energieschulden in Sozialbürger-
häusern von sozialpädagogischen Fachkräf-
ten begleitet. Im Fokus der Beratung stand 
dabei nicht nur die Vermittlung von Informa-
tionen, sondern insbesondere auch Anreize 
zu tatsächlichen Verhaltensänderung. 

Den innovativen Ansatz einer mehrstufigen 
Beratung verfolgt auch die Energieberatung 
Rheinland Pfalz im Rahmen des dreijährigen 
Pilotprojektes „Energiearmut vorbeugen 
- Energiekostenberatung“ der Verbrau-
cherzentrale Rheinland-Pfalz. Neben der 
aufsuchenden Energiesparberatung wird im 
Rahmen des Projektes über einen längeren 

Zeitraum auch ein neues Verhalten im Um-
gang mit Rechnungen, Energieverbrauch und 
Prioritäten eingeübt oder auch mit Hilfe der 
Schuldnerberatung oder psychosozialer Be-
treuung Lösungen für die Überbelastung der 
Betroffenen gesucht (ebd.).

Daten der Berliner Schuldenberatung, die 
ebenso bereits einen Fokus auf die Koopera-
tion mit Energieschuldenberatungen gelegt 
hat, verdeutlichen dabei, dass eine entspre-
chende Kooperation eine große Gruppe an 
potentiell Betroffenen erreichen kann. Im 
Fall der Berliner Schuldenberatung hatten 
bis Ende Dezember 2015 30 Prozent der Rat-
suchenden Rückstände bei ihren Energiever-
sorgern (Schuldner- und Insolvenzberatung 
Berlin e.V. 2016). Hier besteht die Chance 
neben Sozialleistungsempfängern/-innen 
auch anderen Haushalten mit geringen Ein-
kommen einen verbesserten Zugang zu Be-
ratungsangeboten zu verschaffen. 

Kombinierte Beratungsangebote bieten so-
mit erweiterte Möglichkeiten zur Förderung 
sozialverträglichen Klimaschutzes und soll-
ten in Zukunft stärker Anwendung finden.

Die Kommunen könnten dabei das Bindeglied 
zur erforderlichen Koordination dieses Aus-
tauschs darstellen und eine entsprechende 
Plattform anbieten. In Nürnberg koordiniert 
beispielsweise das Sozialamt zahlreiche 
Kooperationen, darunter mit dem Jobcenter, 
den Wohnungsbaugesellschaften, Mieter-
vereinen und der Wissenschaft (Universität 
Erlagen-Nürnberg und Georg-Simon-Ohm-
Hochschule). Im Falle des Stromspar-Checks 
sind es die Caritas und die Energieagenturen. 
Als zielführend hat sich auch die Kooperation 
mit den kommunalen Stadtwerken bzw. den 
überregionalen Energieversorgern erwiesen. 
So unterstützt beispielsweise RWE in Essen 
den Energiesparservice mit einem Service-
büro „RWE Experten für Zahlungsfragen“, 
um verschiedene Lösungsansätze bei Ener-
gieschulden anbieten zu können. 

http://www.verbraucherzentrale.nrw/gegen-energiearmut
http://www.verbraucherzentrale.nrw/gegen-energiearmut
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2118329.pdf
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/DOK/SITZUNGSVORLAGE/2118329.pdf
https://mueef.rlp.de/de/themen/energie-und-strahlenschutz/energieeffizienz/energieberatung/
https://mueef.rlp.de/de/themen/energie-und-strahlenschutz/energieeffizienz/energieberatung/
http://www.neue-arbeit-essen.de/projekte/energiesparservice/
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Weiterhin sind zielgruppenspezifische 
Beratungsangebote eine Möglichkeit die 
Effektivität der Beratungen zu verbessern. 
Hier lassen sich ebenfalls bereits Beispiele 
auf kommunaler Ebene finden. Die „Klima-
schutzberatung für türkischstämmige Haus-
halte in Hamburg-Altona“ ist eine Maßnahme 
speziell für Bürger/-innen mit Migrationshin-
tergrund in türkischer Sprache. Sprachbarri-
eren können bereits die bloße Kenntnisnah-
me von bestehenden Angeboten verhindern 
und beeinflussen damit die Erfolgsaussich-
ten von Beratungsangeboten unmittelbar. 
Auch in kulturell sensiblen Kontexten spielt 
das Vertrauensverhältnis zwischen Berater/-
in und Haushalt für die Umsetzbarkeit von 
Beratungsangeboten eine zentrale Rolle. 
Durch eine entsprechende Sensibilität, inter-
kulturelle Kenntnisse sowie Sprachkenntnis-
se können die Erfolgschancen der Beratung 
deutlich erhöht werden. Infolge der gestiege-
nen Zahl an Asylbewerbern/-bewerberinnen 
in Deutschland gibt es zudem eine weitere 
Zielgruppe, die von zielgruppenspezifischen 
Beratungsansätzen profitieren könnte.

Auch das Beratungsangebot zum Thema 
Wärmeverbrauch ist auszuweiten: Da 
private Haushalte mehr als zwei Drittel 
ihres Energieverbrauchs zum Heizen ihrer 
Räumlichkeiten aufwenden, sind hier große 
Einsparpotentiale vorhanden (Umweltbun-
desamt 2016). Geringinvestive Soforthilfe-
maßnahmen wie beispielsweise Schaum-
dichtungsbänder, um Wärmeverluste über 
Fenster und Türen zu vermeiden, Isolations-
schichten hinter den Heizkörpern oder Spar-
duschköpfe zur Reduzierung des Warmwas-
serverbrauchs, wären ein erster Schritt um 
schnellwirksame Lösungen zu bieten Eine 
Anpassung der Verhaltensroutinen zur effi-
zienten Lüftung der Räume, Empfehlungen 
für einen sinnvollen Warmwasserverbrauch 
und die richtige Positionierung von Gegen-
ständen vor Heizkörpern bieten zusätzliche 
Energiesparpotentiale. Der größte Teil der 
Einsparpotentiale liegt jedoch weiterhin in 

energetischen Sanierungsmaßnahmen, de-
ren Potentiale von Mieter/-innen nicht selbst 
realisiert werden können.

Darüber hinaus bietet der Wärmebereich 
auch die Möglichkeit, das Angebot zur 
Beratung über Heizkostenabrechnungen 
auszubauen, die in der derzeitigen Form für 
Laien schwer verständlich sind und zudem 
fehlerhaft sein können (Keimeyer et al. 2016). 
Laut einer statistischen Erfassung der Ver-
braucherzentrale Rheinland Pfalz waren im 
Zeitraum von 2000 bis 2010 47 Prozent der 
648 untersuchten Abrechnungen eindeutig 
fehlerhaft und bei weiteren 17 Prozent be-
stand weiterer Klärungsbedarf (Weinreuter 
2010). Aufgrund der komplexen Darstellung 
vieler Heizungsabrechnungen sind Mängel 
für viele Verbraucher/-innen häufig nicht 
ersichtlich. Dies kann finanzielle Verluste 
zur Folge haben, die speziell Haushalte mit 
geringem Einkommen belasten können. Von 
Mehraufwendungen betroffen sein können 
insbesondere auch die Kommunen, näm-
lich bei der Übernahme der Heizkosten von 
Transferleistungsempfänger/-innen.

Die folgende Tabelle gibt zusammenfassend 
einen Überblick über die vorgeschlagenen 
Lösungsansätze im Handlungsfeld Ver-
brauchsverhalten einkommensschwacher 
Haushalte.

https://sitzungsdienst-altona.hamburg.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=4611
https://sitzungsdienst-altona.hamburg.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=4611
https://sitzungsdienst-altona.hamburg.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=4611
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Erstes kommunales Handlungsfeld: 
Verbrauchsverhalten einkommensschwacher Haushalte

Ziel: Vermittlung des nötigen Wissens und der Handlungskompetenz, 
um Einsparpotentiale zu realisieren

Lösungsansatz: Ausweitung und Weiterentwicklung von aufsuchenden 
Energieberatungsangeboten

Maßnahmen:

•	Verbesserte Identifikation 
und Ansprache verschiedener 
Betroffenengruppen

•	Engere Verzahnung von Bera-
tungsstellen und Koordination 
bestehender Beratungsange-
bote

•	Verbesserte Einbindung von 
und Kooperation zwischen 
lokalen Akteuren

•	Etablierung innovativer, mehr-
stufigen Beratungsangebote

•	Ausweitung der Beratungen 
und geringinvestiven Sofort-
maßnahmen zur Reduktion 
des Wärmeverbrauchs

•	Ergänzende Beratung zu 
Heizkostenabrechnungen

Zweites kommunales Handlungsfeld: 
Ausstattung mit energieeffizienten Haushaltsgeräten

Mit energieeffizienteren Haushaltsgeräten 
können erhebliche Energie- und Kostenein-
sparpotenziale gehoben werden, deutlich 
mehr noch als durch Instrumente im Bereich 
Information und Beratung. Allerdings ver-
fügen Haushalte mit geringem Einkommen 
oftmals nicht über ausreichend finanzielle 
Mittel oder über die Kreditwürdigkeit, um 
die Investitionskosten oder Kreditraten für 
ein neues, effizienteres Haushaltsgerät zu 
tragen. Zuschüsse und Mini-Contracting für 
den Austausch ineffizienter Geräte setzen an 
diesen Liquiditätsengpässen an und zielen 
darauf ab, diese Hemmnisse zu senken. So-
wohl in Deutschland als auch im Ausland gibt 
es hierfür zahlreiche Beispiele. 

Darüber hinaus gibt es in Kommunen Stadt-
werke, die bei Senkung des Stromverbrauchs 
Gutschriften erteilen, so etwa die Stadt 
Frankfurt am Main (20 Euro Belohnung bei 
10% Senkung der Stromrechnung plus 0,10 
Euro je weitere eingesparte kWh) und die 

Stadtwerke Heidelberg (15 Euro Gutschrift 
bei 15% geringerem Verbrauch im Vergleich 
zum Vorjahr).

Lokal verankerte Förderkonzepte 
für den Geräteaustausch

Mit am bekanntesten und am flächende-
ckendsten ist das Kühlschrankaustauschpro-
gramm des Stromspar-Check Plus. Haushal-
te mit geringem Einkommen erhalten hier 
Zuschüsse von 150 Euro für neue Kühlge-
räte der Effizienzklasse A+++. Auch kleinere 
Städte und Kommunen haben entweder in 
Zusammenarbeit mit dem Stromspar-Check 
Modelle für den Austausch von Haushalts-
geräten eingeführt oder eigens Förderpro-
gramme entwickelt. Das Förderprogramm 
der Stadt Buxtehude unter dem Titel „Clever 
Tauschen“ fördert seit August 2016 eine Viel-
zahl an Haushaltsgeräten mit einer Prämie 
von 100 Euro pro Neugerät.

http://www.frankfurt-spart-strom.de/stromsparpraemie/praemieninfo/
http://www.frankfurt-spart-strom.de/stromsparpraemie/praemieninfo/
https://www.swhd.de/de/SWH/Presse/Meldungslisten-SWH/Meldungslisten-SWH-2009-bis-2013/Meldungsliste-SWH-2011/Stadtwerke-Heidelberg-bringen-innovatives-Effizienzprodukt-auf-den-Markt-den-heidelberg-Heizungspumpen-Tausch.html
http://www.stromspar-check.de/
https://www.stadtwerke-buxtehude.de/clevertauschen.htm
https://www.stadtwerke-buxtehude.de/clevertauschen.htm
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Es gibt weitere Beispiele für lokal veran-
kerte Zuschüsse und Förderungen, die von 
Stadtwerken, Kommunen oder EVUs angebo-
ten werden. Die Zielgruppen unterscheiden 
sich dabei je nach Förderprogramm, bisher 
werden Haushalte mit geringem Einkommen 
oftmals nicht explizit angesprochen. Zu nen-
nen sind hier u.a. der Energiedienstleister 
swb Bremen (Zuschuss für energieeffiziente 
Haushaltsgroßgeräte und Herde), der Darm-
städter Energieversorger Entega (50 Euro 
Zuschuss beim Neukauf von Trocknern, Ge-
schirrspülern und Kühl- oder Gefriergeräten 
der Klasse A+++), die Stadtwerke Hilden (25 
Euro Zuschuss für effiziente Haushaltsgeräte 
und Durchlauferhitzer), die Stadtwerke Rös-
rath (50 Euro Zuschuss für effiziente Kühl- 
oder Gefriergeräte), die Stadtwerke Stuttgart 
(ebenfalls 50 Euro Zuschuss für effiziente 
Kühl- und Gefriergeräte) und die Stadtwerke 
Schussental (150 Euro Zuschuss für effizien-
te Haushaltsgeräte) (co2online gGmbH 2017).

Das Mini-Contracting-Modell der Wupper-
taler Stadtwerke in Kooperation mit der 
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen 
und dem nordrhein-westfälischen Verbrau-
cherministerium wird oft als weiteres Mo-
dellbeispiel genannt. Neben einem Zuschuss 
von 50 Euro erhalten Geringverdiener die 
Möglichkeit, die Kosten für das neue Kühlge-
rät über 27 Monate à 10 Euro abzubezahlen. 
Je nach Energieverbrauch des alten Geräts 
liegt die jährliche Ersparnis bei den Teilneh-
menden zwischen 54,71€ und 245,51€ pro 
Kühlschrank. Damit liegen die Ersparnisse 
des Haushalts in der Regel über den Kosten 
der Anschaffung (co2online gGmbH 2017).

Um die positive Klimawirkung der Strom-
einsparungen nicht durch steigenden Res-
sourcenverbrauch zu konterkarieren, ist 
es wichtig, dass nur Geräte mit einem Min-
destalter oder einem Mindestverbrauch aus-
getauscht werden. Beim Stromspar-Check 
Plus und dem Wuppertaler Contracting-
Modell sind es 10 Jahre. Aus ökologischer 

Sicht ist zudem die fachgerechte Entsorgung 
wichtig. Einige Programme berücksichtigen 
dies bereits. So ist beim Stromspar-Check 
Plus der Entsorgungsnachweis eine Voraus-
setzung zur Gewährung des Zuschusses. 
In Wuppertal übernehmen die Stadtwerke 
die Abholung und umweltgerechte Entsor-
gung. In Nürnberg ist der Fachhandel für 
die Entsorgung des Altgeräts zuständig. 
Zudem sollte zur Vermeidung von möglichen 
Rebound-Effekten (bspw. durch Anschaffung 
größerer Geräte) bei der Ausgestaltung von 
Förderrichtlinien eine Beschränkung auf die 
Anschaffung von Geräten einer bestimmten 
Vergleichsgruppe berücksichtigt werden.

Für die sozialpolitische Effektivität von Ge-
räteaustauschprogrammen ist die Höhe der 
Prämie entscheidend. Ist der Zuschuss zu 
gering, besteht das Risiko, dass der Restbe-
trag für Haushalte mit geringen Einkommen 
immer noch zu hoch ist und für die Anschaf-
fung von Gebrauchtgeräte nicht ausreicht. 
Der Zuschuss, der im Rahmen bestehender 
Austauschprogramme gewährt wird, ist 
für viele einkommensschwache Haushalte 
derzeit nicht ausreichend, da diese nicht 
über die nötigen Rücklagen verfügen, um 
den Restbetrag beim Kauf eines modernen 
Gerätes begleichen zu können (Bleckmann et 
al. 2016). Dies spiegelt sich auch in der ge-
ringen Akzeptanz der Gutscheine im Rahmen 
des Stromspar-Checks wieder, von denen 
seit Oktober 2013 erst 3.669 von 18.700 Gut-
scheinen eingelöst wurden (BT-Drucksache 
18/7101 2015). Der angebotene Zuschuss 
von 150 Euro hat sich oftmals als zu gering 
herausgestellt. 

Das vom Bundesumweltministerium ge-
förderte Vergleichsportal für „ökologische 
Spitzenprodukte“ EcoTopTen empfiehlt unter 
anderem besonders sparsame Kühl- und Ge-
friergeräte (Eco Top Ten 2016). Das preiswer-
teste Modell dort kostet 317 Euro. Teilweise 
wird gefordert, dass die Prämie so hoch sein 
müsste, dass sie die Kosten eines Neukaufs 

https://www.swb-gruppe.de/service/foerderprogramme
https://www.swb-gruppe.de/service/foerderprogramme
https://www.entega.de/alle-produkte/foerdermittel/
https://www.entega.de/alle-produkte/foerdermittel/
https://www.stadtwerke-hilden.de/privatkunden/energieberatung/foerderprogramme.html
http://www.stadtwerke-roesrath.de/foerderprogramme
http://www.stadtwerke-roesrath.de/foerderprogramme
https://stadtwerke-stuttgart.de/energieeffizienz/kuehlschranktausch/
http://www.tws.de/service/foerderprogramme
http://www.tws.de/service/foerderprogramme


011Policy Paper 02/2018 • Klimaschutz und soziale Belange lokal denken

quasi vollständig abdeckt (Kopatz 2013). 
Zuschüsse über 300 Euro im Rahmen des 
Nürnberger EnergieSparProjekts kommen 
dem relativ nahe.

Die Ausgestaltung eines lokalen Geräteaus-
tauschprogramms ohne erhebliche Eigenfi-
nanzierung der Haushalte könnte beispiels-
weise auf einer Mischfinanzierung durch 
Bund und Stadt bzw. Kommune basieren, 
wie es bereits ähnlich in Frankfurt am Main 
umgesetzt wird. Durch ein solches Modell 
könnten mögliche zusätzliche Belastungen 
der Kommunen ggf. ausgeglichen werden. 
Allerdings müssen in diesem Zusammen-
hang rechtliche Fragstellungen, auf Basis 
der Zuständigkeitsverteilung im Grundgesetz 
für die entsprechenden Ausgaben in den öf-
fentlichen Haushalten, zwingend mitberück-
sichtigt werden.

Zuschüsse sind für die kommunale Verwal-
tung mit einem hohen administrativen Auf-
wand und entsprechenden Transaktionskos-
ten verbunden. Haushalte etwa müssen den 
Gerätetausch durch Vorlage von Kaufbelegen 
und Nachweisen über die Effizienzklasse 
des Neugeräts sowie Nachweisen der fach-

gerechten Entsorgung belegen. Wird der 
Handel an der bürokratischen Umsetzung 
des Gerätetausches beteiligt, könnte dadurch 
auch der Verwaltungsaufwand reduziert wer-
den. In Nürnberg schickt beispielsweise der 
Fachhandel dem Sozialamt die Geräterech-
nungen zu. 

Oftmals werden Zuschüsse auch an Energie-
sparberatungen geknüpft, wodurch Synergi-
en erschlossen werden können. Diesen ganz-
heitlichen Beratungsansatz gilt es zukünftig 
auszubauen. Vor Ort müssen die Stellen, die 
entsprechende Gutscheine ausgeben, teil-
weise bereits bestimmte personelle Voraus-
setzungen erfüllen. Bei einigen Projekten 
müssen Standortvertreter beispielsweise an 
projektinternen Schulungen zur Durchfüh-
rung des Geräteaustauschprogramms teil-
genommen haben. Solche Schulungen nach 
möglichst einheitlichen Vorgaben sollten in 
Zukunft überregional etabliert werden.

Die nachstehende Tabelle stellt die Hand-
lungsempfehlungen für lokal verankerte 
Geräteaustauschprogramme zusammenfas-
send dar.

Zweites kommunales Handlungsfeld: 
Ausstattung mit energieeffizienten Haushaltsgeräten

Ziel: Energie- und Kosteneinsparpotentiale durch energieeffiziente Geräte für Kommunen und 
Haushalte mit geringem Einkommen erschließen

Lösungsansatz: Lokal verankerte Förderkonzepte für den Geräteaustausch

Maßnahmen:

•	Liquiditätsengpässe durch 
ausreichend hohe Zuschüsse  
bzw. Mini-Contracting-Ansätze 
mit geringen Monatsraten 
kompensieren

•	Zur Optimierung der Klima-
wirkung Austausch mit A+++ 
Geräten sowie fachgerechte 
Entsorgung und Festlegung 
eines Mindestalters für 
auszutauschende Geräte

•	Verknüpfung von Geräteaus-
tausch und Energiesparbera-
tungen sowie Einbindung des 
Einzelhandels zur Erschlie-
ßung von Synergien
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Drittes kommunales Handlungsfeld: 
Sozialverträgliche energetische Gebäudesanierungen

Mit Blick auf die erforderliche Erhöhung der 
Energieeffizienz des Gebäudebestandes ist 
die aktuelle Sanierungsquote von nur etwa 
1% pro Jahr ein Problembereich, bei dem 
dringender Handlungsbedarf gegeben ist. 
Um die Gebäudeeffizienzziele zu erreichen, 
müssten es mindestens 2% sein. Legt man 
die Temperaturgrenze aus Art. 2 Abs. 1 Paris-
Abkommen zugrunde, sollte die Quote noch 
deutlich darüber liegen (Oehlmann et al. 
2016). Das Vorantreiben der Gebäudesanie-
rung ist damit ein wichtiges klimapolitisches 
Handlungsfeld, das auf kommunaler Ebene 
angegangen werden muss. 

Gleichzeitig wohnen überproportional vie-
le Haushalte mit geringen Einkommen in 
un- oder teilsanierten Gebäuden, sodass 
den Kommunen als Träger der Heizkosten 
für Transferleistungsempfänger/-innen 
hohe Kosten entstehen. Den Kommunen 
kommt zudem eine Schlüsselrolle bei der 
Ausgestaltung der Rahmenbedingungen für 
Transferleistungsempfänger/-innen zu, da 
diese seit der Novellierung des SGB II 2011 
für die Festlegung der Kosten für Unterkunft 
und Heizung (KdU) zuständig sind. 

Beim Thema Gebäudesanierung kann es 
jedoch leicht zu einem Konflikt zwischen 
klimapolitischen Zielsetzungen (Erhöhung 
der Sanierungsquote) und sozialen Zielen 
kommen, nämlich dann wenn (energetische) 
Sanierungen zu überproportionalen Miet-
steigerungen führen und sich Haushalte mit 
geringen Einkommen sanierten Wohnraum 
nicht mehr leisten können. Insbesondere 
in Städten mit Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum, wie München, Hamburg oder 
Frankfurt am Main, ist das Handlungsfeld 
Gebäudesanierung ein gesellschaftlich und 
politisch stark diskutiertes Thema (Kritik der 
„Luxussanierungen“). Für die gesellschaft-
liche Akzeptanz von energetischen Sanie-
rungen ist deshalb eine sozialverträgliche 
Kostenverteilung essentiell.

Kommunaler Klimabonus in der 
Grundsicherung

In diesem Zusammenhang stellt der „Biele-
felder Klimabonus“ in der Grundsicherung 
einen innovativen regionalen Ansatz der Kos-
tenübernahme dar, welcher den Bezug von 
energetisch höherwertigen Wohnungen für 
Transferleistungsempfänger/-innen ermög-
licht. Die maximal zu erstattende Nettokalt-
miete der Kommunen für Empfänger/-innen 
der Grundsicherung hängt dabei vom jährli-
chen Energieverbrauch pro Quadratmeter ab. 

Empfänger/-innen der Grundsicherung soll 
es so ermöglicht werden, in energetisch sa-
niertem Wohnraum zu leben, gleichzeitig soll 
auf Vermieterseite der Anreiz zur Gebäu-
desanierung gesetzt werden. Parallel spart 
die Kommune bei den Energiekosten, die 
andernfalls übernommen werden müssten. 

Ein solches Klimabonus-Modell, wie es bei-
spielsweise auch in Paderborn angewendet 
wird, hat damit sowohl eine energiepoli-
tische als auch eine soziale Zielsetzung. 
Die soziale Wirkung besteht neben dem 
Kostenfaktor darin, dass Segregation 
aufgrund sanierungsbedingter höherer 
Mieten vermieden wird. Dieser Effekt ist 
für eine nachhaltige und sozial gerech-
te Stadtentwicklung besonders relevant. 
Transferleistungsempfänger/-innen können 
in ihrem Umfeld wohnen bleiben und müssen 
nicht in städtische Randlagen ausweichen, 
was u.a. zu höheren Pendelkosten und -zei-
ten führt. Zudem werden durch Gebäudes-
anierungen lokale Handwerksbetriebe und 
(Bau-) Firmen gestärkt sowie Arbeitsplätze 
geschaffen, was sich positiv auf die regionale 
Wirtschaftskraft auswirken kann.

Das Finanzierungsprinzip eines Klimabonus 
ist einfach: Höhere Ausgaben der Kommu-
nen und des Bundes für die um den Bonus 
erhöhten Kosten der Unterkunft werden 
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durch die ebenfalls von Kommunen und Bund 
getragenen gesunkenen Wärmekosten aus-
geglichen. Somit entstehen für die Kommune 
keine Mehrkosten, für das Beispiel Bielefeld 
wurden sogar Ersparnisse errechnet. Aller-
dings gibt es auch Beispielrechnungen, bei 
denen es zu Verlusten kam, z.B. wenn der 
Einspareffekt durch die energetische Sanie-
rung geringer als erwartet ausfiel. In der 
Praxis hat sich am Beispiel Bielefeld gezeigt, 
dass der Klimabonus „weitestgehend kos-
tenneutral“ (Bielefeld Bauamt 2015) ist, d.h. 
die kommunalen Mehrausgaben für höhere 
Nettokaltmieten halten sich mit den einge-
sparten Heizkosten die Waage.

Auch administrativ kann ein Klimabonus-
Modell vergleichsweise einfach umgesetzt 
werden. In Bielefeld und Paderborn wurde 
der Gebäudeenergieausweis als Nachweis 
für die Unterschreitung der Grenzwerte 
gewählt. Dies ist ein pragmatischer An-
satz. Der Energieausweis weist allerdings 
auch bestimmte Schwächen auf (z.B. keine 
wohnungsscharfe Angabe des Energiebe-
darfs- oder -verbrauchs). Anzumerken ist 
noch, dass umwelt- und sozialgerechte Ge-

bäudesanierungen das koordinierte Zusam-
menspiel zahlreicher Akteure erfordern. So 
müssen Stadtplaner/-innen, Baubehörden, 
Architekten/-innen, Bauträger, Wohnungs-
baugesellschaften, Mieter- und Vermieter-
vereinigungen sektorenübergreifend koope-
rieren, um ein bestmögliches Ergebnis zu 
erzielen. 

Als Klimaschutzkonzept sollten energetische 
Gebäudesanierungen zukünftig auch durch 
Mittelspersonen geplant und gefördert wer-
den, wie etwa bei den im Rahmen der Kommu-
nalrichtlinie durch das BMUB bezuschussten 
Personalstellen für Klimaschutzmanager/-
innen, die eine bessere Vernetzung ermögli-
chen. Zentrale Stellen und Ansprechpartner/ 
-innen in der kommunalen Verwaltung könn-
ten den Beteiligungsprozess aller relevanten 
Akteure organisieren und die Integration von 
Leitlinien zu energetischen Anforderungen in 
die Verwaltungsabläufe koordinieren.

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Über-
blick über die vorgeschlagenen Maßnahmen 
für sozialverträgliche energetische Gebäu-
desanierungen auf kommunaler Ebene.

Drittes Kommunales Handlungsfeld: 
Sozialverträgliche energetische Gebäudesanierungen

Ziel: Sozialverträgliche Kostenverteilung bei gleichzeitiger Erhöhung der Gebäudesanierungsrate

Lösungsansatz: Kommunaler Klimabonus in der Grundsicherung

Maßnahmen:

•	Kopplung der maximal zu 
erstattenden Nettokaltmiete 
an den Energieverbrauch/m²

•	Nutzung des Energieaus-
weises als Nachweis für 
eine Unterschreitung der 
Grenzwerte

•	Koordination lokaler Akteure 
für umwelt- und sozialgerech-
te Sanierungen durch feste 
kommunale Ansprechpartner



014 Policy Paper 02/2018 • Klimaschutz und soziale Belange lokal denken

Viertes kommunales Handlungsfeld: 
Soziale Härten durch Energieversorgungssperren 

Stromschulden zählen zu den sogenannten 
Primärschulden, ebenso wie Mietschulden, 
bei denen Wohnungslosigkeit droht, oder 
Schulden aufgrund eines Gesetzesverstoßes, 
bei welchen es zu Freiheitsentzug kommen 
kann. Versäumnisse in der Primärschul-
denbegleichung können unmittelbare und 
existenzielle Folgen für die Betroffenen ha-
ben (Backhaus-Maul und Kunze 2012). Aus 
Erfahrungen von Schuldnerberatungen sind 
sich Schuldner/-innen der Tragweite von 
Stromschulden jedoch oft nicht bewusst und 
bedienen daher vorrangig Konsumschulden 
(Backhaus-Maul et al. 2012; VZ NRW 2013).

Die gesetzlichen Regelungen für die Durch-
führung von Stromsperren sind in § 19 
der Stromgrundversorgungsverordnung 
(StromGVV) näher bestimmt. Demnach darf 
die Unterbrechung der Versorgung erst vier 
Wochen nach Androhung durch das EVU er-
folgen und es muss ein Zahlungsverzug von 
mindestens 100 Euro vorliegen. Zudem muss 
im Vorfeld einer Abschaltung eine Verhält-
nismäßigkeitsüberprüfung erfolgen (vgl. § 19 
StromGVV). 

Besonders relevant ist in diesem Zusammen-
hang, dass es in der Praxis aus Datenschutz-
gründen den Verbrauchern/Verbraucherin-
nen obliegt, den Energieversorger über die 
eigenen Lebensumstände zu informieren. 
Häufig bleibt diese Information aus, da an-
genommen werden muss, dass besonders 
einkommensschwache Haushalte über kein 
ausreichendes Wissen zu den entsprechen-
den Regelungen verfügen. 

Zur Vermeidung und Abfederung sozialer 
Härten, die mit Energieversorgungssper-
ren einhergehen können, gilt es, neben den 
notwendigen Regelungsoptionen auf Bun-
desebene lokale Lösungen zur Prävention 
von Versorgungssperren und Intervention bei 
erfolgten Abschaltungen zu etablieren.

Kommunal verankerte Sozialfonds

Das Konzept eines Sozialfonds, teilweise 
auch als Nothilfe- oder Härtefonds bezeich-
net, beschreibt im Allgemeinen monetäre 
Unterstützungsleistungen im Falle von 
Zahlungsrückständen bei Energiekosten 
durch Verbraucher/innen. Die Maßnahme 
richtet sich in erster Linie an Bedürftige mit 
Zahlungsverzug bei Stromkosten und wird 
seltener im Wärmebereich angewandt. Die 
Finanzierung und konzeptionelle Umsetzung 
von Sozialfonds ist sehr unterschiedlich ge-
regelt und basiert in der Praxis auf lokalen 
Initiativen und Kooperationsvereinbarungen 
zwischen Energieversorgungsunternehmen, 
kommunalen Behörden und Sozialverbän-
den. Die Höhe der Unterstützungsleistungen 
ist abhängig von der jeweiligen Situation der 
Hilfsbedürftigen und variiert zwischen Ein-
malzahlungen bis hin zur Gewährung einer 
wiederholten Zahlung.

Beispiele für eine erfolgreiche Implemen-
tierung finden sich unter anderem in den 
Kommunen Hannover, München und Fried-
richshafen. Die sozialpolitische Effektivität 
der Maßnahme ist nicht pauschal zu beurtei-
len. Laut den Stadtwerken Hannover hat der 
Enercity Härtefonds von 2011 bis 2014 3.000 
Sperrfälle verhindert (enercity Stadtwerke 
Hannover AG 2014). Die Zahl von 3.000 Sperr-
fällen bezieht sich jedoch nicht allein auf 
Zahlungen des enercity Härtefonds, sondern 
auch auf ergänzende Maßnahmen. Denn der 
Härtefonds ist so aufgebaut, dass zunächst 
geprüft wird, ob ein Leistungsanspruch be-
steht und daher vorrangig die bestehenden 
sozialen Sicherungssysteme, wie etwa die 
Gewährung einer Heizkostenpauschale, in 
die Pflicht genommen werden. Erst wenn die 
bestehenden sozialen Sicherungssysteme 
nicht greifen, wird der Enercity Härtefonds 
eingeschaltet. Die bereitgestellten Mittel von 
150.000 Euro wurden in Hannover jährlich zu 
etwa 50% ausgeschöpft.

https://www.enercity.de/presse/pressemeldungen/2016/2016-08-26-enercity-haertefonds-fuenfjahresbilanz/
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Vom Sozialfonds München, der von den 
Stadtwerken München, dem Sozialreferat 
München und den Münchener Wohlfahrtsver-
bänden getragen wird, haben 2011 rund 350 
Haushalte profitiert (Landeshauptstadt Mün-
chen 2012). Auch in Friedrichshafen steht der 
Sozialfonds allen Energieschuldnern/-innen 
zur Verfügung. 2012 wurde er von 25 Haus-
halten genutzt mit einem Gesamtvolumen 
von 10.000 Euro (im Durchschnitt 400 Euro/ 
Haushalt) (Caritasverband Konstanz e.V. et 
al. 2015). Das Volumen des Sozialfonds ist auf 
20.000 Euro/ Jahr begrenzt.

Für die Kommunen können Sozialfonds ein 
kosteneffizientes Instrument zur Minderung 
sozialer Härten darstellen, wenn die Kosten 
(wie derzeit überwiegend der Fall) von den 
lokalen EVUs getragen werden und nur eine 
staatliche Kofinanzierung über die teilweise 
beteiligten Sozialverbände erfolgt.

Eine mögliche Hürde ist jedoch der Da-
tenschutz. Dies war u.a. beim Enercity 
Härtefonds ein Thema mit erheblichem 
Diskussionsbedarf. Dem Sozialamt und dem 
Jobcenter liegt eine Reihe von Daten vor, die 
der Energieversorger aus Datenschutzgrün-
den nicht erhalten darf. Daher lief der Be-
arbeitungsweg überwiegend über das Job-
center, wobei der Kunde/die Kundin explizit 
seine/ihre Zustimmung geben muss. Ferner 
müssen im Rahmen anderer Modellprojekte 
die beteiligten Sozialverbände die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen einhalten.

Unter klimapolitischen Gesichtspunkten 
sind Sozialfonds kritisch zu sehen. Sozial-
fonds haben nicht das primäre Ziel, Ener-
gieeinsparungen zu generieren. Analog zu 
Instrumenten wie etwa Sozialtarifen, die 
Energieverbrauch subventionieren, besteht 
auch bei Sozialfonds das Risiko, dass sich 
die Maßnahme kontraproduktiv auf Zielvor-
gaben der Verbrauchsminderung auswirkt. 
Allerdings ist dieser Aspekt, aufgrund der 
überschaubaren Anzahl von Haushalten die 
von den Leistungen profitieren können, eher 
zu vernachlässigen.

Es besteht zudem die Möglichkeit, Sozial-
fonds mit obligatorischen Energiesparbera-

tungen zu kombinieren, wie etwa im Beispiel 
des Sozialfonds Friedrichshafen. In der Pra-
xis wird die Zahlung aus dem Sozialfonds zur 
Abwendung einer Energiesperre nur dann 
getätigt, wenn die Leistungsbezieher/ innen 
an einer Energiesparberatung teilnehmen. 
Durch eine solche Kopplung von Maßnahmen 
könnten letztlich Energieeinsparungen er-
reicht werden.

Regionale Kooperationen 
ausbauen und stärken

Mit den genannten kommunalen Ansätzen 
für Sozialfonds können zwar nur einige auf 
die Energiekostenbelastung einkommens-
schwacher Haushalte zurückzuführende 
Versorgungssperren abgewendet werden, 
der Fall Hannover zeigt aber beispielsweise, 
dass eine vergleichsweise hohe Anzahl an 
Sperren  durch ein zweistufiges Verfahren 
der Bedarfsprüfung und eine enge Vernet-
zung der Akteure/-innen vermieden werden 
kann. 

Durch Abstimmung von Fristen des Mahn-
wesens der Stadtwerke und Zahlungsfristen 
des Leistungsträgers sowie durch eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Jobcentern, 
dem Fachbereich Soziales der Stadt Hanno-
ver und den Stadtwerken konnte laut deren 
Angaben bereits der größte Teil an drohenden 
Sperren verhindert werden. Unterstützt wur-
den diese Erfolge durch eine enge Kommu-
nikation der beteiligten Akteure und formale 
Vereinbarungen zum Datenaustausch.

Dieses Beispiel verdeutlicht, dass für die 
erfolgreiche Umsetzung von Maßnahmen zur 
sozialverträglichen Gestaltung der Energie-
wende eine enge Vernetzung der kommuna-
len Akteure aus den Sektoren Energie, Sozi-
ales und Gebäudewirtschaft von besonderer 
Bedeutung ist.

Beispielhaft für einen innovativen Kommuni-
kationsansatz zur Vernetzung der relevanten 
Akteure ist die Methode eines „Energieti-
sches“, welche in zahlreichen Modellkom-
munen erprobt wurde (Fischer 1999). Ener-
gie-Tische, angelehnt an das Konzept eines 
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runden Tisches, können sich eignen, um zu 
einem konkreten Praxisproblem unter Anlei-
tung der Kommunalverwaltung Bürgerinnen 
und Bürger sowie Vertreter/-innen von Or-
ganisationen, Verbänden und Unternehmen 
zusammenzubringen. Das Konzept verfolgt 
den Anspruch, dass die Energietische keine 
unverbindliche Diskussionsrunden darstel-
len, sondern darauf abzielen, die Umsetzung 
der Projekte durch die Mitglieder zu ermögli-
chen (Difu 2011, 2017).

Energieversorger

Energieberatung

Umwelt-/
Wirtschaftsreferat

Kommunales Energie-
management

Jobcenter

Wissenschaft

Wohnbaugesellschaft

Mieterverein

Sozialamt

In der nachfolgenden Abbildung werden 
einige relevante Akteure auf kommunaler 
Ebene identifiziert und die nötige Koordina-
tionsrolle, die zum Beispiel dem Sozialamt 
zukommen könnte, veranschaulicht. Indem 
die Kommunen verschiedene private Akteure 
zusammenbringen und vernetzten, können 
innovative Klimaschutzideen schneller Ver-
breitung finden und die Motivation zur Nach-
ahmung kann gesteigert werden.

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Über-
blick zu den Vorschlägen im Handlungsfeld 
Energieversorgungssperren.

Viertes kommunales Handlungsfeld: 
Soziale Härten durch Energieversorgungssperren

Ziel: Abfederung und Vermeidung sozialer Härten durch Versorgungssperren

Lösungsansatz: Regionale Kooperationen ausbauen sowie kommunal 
verankerte Sozialfonds etablieren

Maßnahmen:

•	Kooperationsvereinbarungen 
zwischen Energieversorgern, 
kommunalen Behörden und 
Sozialverbänden

•	Enge Vernetzung und Koor-
dination der kommunalen 
Akteure

•	Etablierung zweistufiger 
Verfahren der Bedarfsprüfung 
für einkommensschwache 
Haushalte

Quelle: Eigene Darstellung nach Difu 2014.
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Schlussbemerkungen

Viele Städte und Gemeinden haben mittler-
weile kommunale Klimaschutzkonzepte oder 
-programme ausgearbeitet, mit denen die 
Aktivitäten zur Steigerung der Energieeffizi-
enz und anderer Klimaschutzbemühungen in 
der Stadt oder Region geplant und aufeinan-
der abgestimmt werden sollen. Hierdurch er-
geben sich mögliche Anknüpfungspunkte für 
sozialverträgliche Klimaschutzmaßnahmen, 
wie beispielsweise Energieberatungsange-
bote für einkommensschwache Haushalte, 
durch Vernetzung, gemeinsame Öffentlich-
keitsarbeit und ggf. auch Unterstützung der 
Projektfinanzierung.

Bezüglich der vorgeschlagenen Instrumente 
bleibt insgesamt festzuhalten, dass Energie-
sparberatungen auf kommunaler Ebene ein 
bewährter Ansatz sind, um sowohl klimapoli-
tische als auch soziale Ziele der Energiewen-
de zu realisieren. Teilweise bestehen in den 
Kommunen jedoch Vorbehalte gegen neue 
Beratungsprojekte, obwohl sie als notwen-
dig erachtet werden, weil die erforderlichen 
Gelder dafür fehlen. Eine gesicherte Finan-
zierung auf Bundesebene, etwa im Natio-
nalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) 
festgeschrieben, könnte die Bereitschaft 
zur Umsetzung erhöhen. Dabei ist auf eine 
gezielte Weiterentwicklung der Identifikation 
und Ansprache der Betroffenen zu achten.

Aufgrund der enormen Einsparpotentiale 
sollten die Bemühungen der Kommunen 
zukünftig besonders darauf abzielen, die 
energetischen Sanierungsaktivitäten zu 
steigern und dabei die sozialen Belange nicht 
aus dem Blick zu verlieren. Das im Text näher 
diskutierte Klimabonus-Modell kann dabei 
einen klima- und sozialpolitisch vorteilhaf-
ten Lösungsansatz bieten. Zudem gilt es die 
Investitionsbereitschaft einkommensschwa-
cher Haushalte in energieeffiziente Geräte 
zu fördern, um so den Energieverbrauch auf 
dem Gemeindegebiet nachhaltig zu senken. 

Lokal verankerte Sozialfonds sind primär ein 
sozialpolitisches Instrument. In Kombination 
mit anderen energiepolitischen Instrumen-
ten, wie Energiesparberatung, und einer 
entsprechender Koordination von Maßnah-
men durch die regionalen Akteure können 
sie jedoch auch klimapolitisch vorteilhafte 
Einsparwirkungen entfalten. Zur Vermeidung 
sozialer Härten sind Sozialfonds eine wün-
schenswerte Ergänzung, für eine mögliche 
Ausweitung des Modells müssten jedoch 
noch offene Fragen für die dafür nötige Fi-
nanzierungsgrundlage beantwortet werden. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind in 
ihrer Wirkung insgesamt dann am viel-
versprechendsten, wenn sie nicht isoliert 
ergriffen werden, sondern eingebettet sind 
in eine Gesamtstrategie. Diese muss die 
verschiedenen genannten Handlungsfelder 
kombinieren, wie etwa Energiesparberatun-
gen mit Geräteaustauschprogrammen. Um 
die Wirksamkeit und Reichweite der Einzel-
maßnahmen zu erhöhen, kommt es dabei auf 
eine enge Vernetzung und Koordination der 
kommunalen Akteure an.
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Glossar

A

AUFSUCHENDE BERATUNG
Hierbei findet die Vermittlung von energie- 
und umweltrelevantem Wissen durch ein/-e 
aus-gebildete/-r Energieberater/-in direkt 
im Haushalt vor Ort statt. 

D

DEZENTRALE WARMWASSERVERSORGUNG
Bezeichnet die Erzeugung von Warmwasser 
durch direkt in der Wohneinheit installierte 
Vorrichtungen, zumeist durch Elektro-Klein-
speicher oder elektronische Durchlauferhit-
zer.

E

ENERGETISCHE GEBÄUDESANIERUNG
Energetische Sanierung bezeichnet die 
Moder-nisierung eines Gebäudes zur Redu-
zierung des Energieverbrauchs für Heizung, 
Warmwasser und Lüftung oder den Einsatz 
erneuerbarer Energien im Gebäudebereich. 
Mögliche Sanierungsmaßnahmen sind bei-
spielsweise Wärmedämmungen, Fenster-
austausch oder der Einbau neuer Heizungs-
anlagen. Für die Sozialverträglichkeit dieser 
Maßnahmen ist von besonderer Bedeutung, 
dass Kaltmietensteigerungen durch eine 
Minderung der Heizkosten kompensiert wer-
den können.

ENERGIEBEDINGTE DEPRIVATION
Wird definiert als große finanzielle Belas-
tungen oder Einschränkungen in direktem 
Zusammenhang mit dem Energiekonsum 
(ausführlich hierzu: Löschel und Heindl 
2016). Sie wird bedingt durch eine Verur-
sachungstrias aus niedrigen verfügbaren 
Einkommen, steigenden Energiepreisen und 
hohem Energieverbrauch. 

ENERGIESPARBERATUNGEN
Per Definition werden Haushalte von 
Energieberatern/-innen über Energie-
einsparpotenziale durch geringinvestive 
Soforthilfemaßnahmen und geändertes 
Nutzungsverhalten informiert. Die Beratung 
kann hierbei durch einen Hausbesuch, in 
Beratungsbüros, telefonisch oder durch in-
ternetbasierte Lösungen erfolgen.
 
G

GERÄTEEFFIZIENZKLASSEN
Die Effizienzkennzeichnung von energierele-
vanten Produkten geschieht europaweit 
einheitlich mittels des Energieeffizienzlabels 
in Stufen von A+++ bis G. Die Hersteller von 
Elektrogroßgeräten sind verpflichtet, diese 
als sichtbare Information für den Endkunden 
auf den Geräten anzubringen. 

H

HAUSHALTE MIT GERINGEM EINKOMMEN
Haushalte mit geringem Einkommen gelten 
als in besonderem Maße von steigenden 
Energiekosten belastet. Darunter fallen 
Haushalte, die staatliche Sozialleistungen 
nach ALG II, Sozialhilfe oder Wohngeld bezie-
hen oder deren Nettoäquivalenzeinkommen 
im untersten Einkommensdezil bzw. unter 
der Armutsgefährdungsschwelle liegt. Zwi-
schen diesen Gruppen bestehen allerdings 
Überschneidungen, was eine exakte Bestim-
mung der Gruppengröße erschwert.

HAUSHALTSENERGIEKOSTEN 
Die Energiekostenbelastung ergibt sich aus 
dem Strom- und Wärmeverbrauch eines 
Haushalts multipliziert mit den jeweiligen 
Verbraucherpreisen dieser Güter. Anteilig 
wenden Haushalte mit geringem Einkommen 
einen höheren Teil ihres Einkommens für 
Energie auf als einkommensstärkere Haus-
halte.
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K

KOMMUNALE AKTEURE
Dazu zählen beispielsweise die Kommunal-
verwaltung, Planungs- und Sozialämter, 
Soziale Dienste und Wohlfahrtsverbände, 
Unternehmen der Energie- und Bauwirt-
schaft, Mieter/-innen- und Quartiersvereine 
sowie wissenschaftliche Akteure. Für das 
Gelingen einer sozialverträglichen Energie-
wende ist die Zusammenarbeit öffentlicher, 
zivilgesellschaftlicher und privater Akteure 
von zentraler Bedeutung.

KOSTEN DER UNTERKUNFT (KdU)
Die Kosten für Unterkunft und Heizung (auch 
Kosten der Unterkunft, KdU) sind im deut-
schen Fürsorgerecht in § 22 SGB II bzw. § 35 
SGB XII definiert. Zu den KdU zählen Miete, 
Betriebskosten, Kosten für Reparatur der 
Wohnung, Umzugskosten, Kosten für eine 
Kaution und Kosten für Heizung und Warm-
wasser. Keine KdU sind Bedarfe, die bereits 
von der Regelleistung oder Mehrbedarfsre-
gelungen umfasst sind, bspw. Haushalts-
energie und dezentrale Warmwasserberei-
tung.

M

MINI-CONTRACTING
Bezeichnet ein Geschäftsmodell, bei dem ein 
Dienstleister ein effizientes Haushaltsgerät 
wie einen Kühlschrank gegen eine niedrige 
monatliche Contractingrate anbietet, wenn 
sich durch den Gerätetausch große Stromer-
sparnisse erzielen lassen. Mini-Contracting 
baut auf dem bewährten Modell des Energie-
liefer-Contracting auf und zielt auf Haushalte 
ab, die sich keine effizienten Haushaltsgeräte 
leisten können. 

MULTIPLE PROBLEMLAGEN
Energiebedingte Deprivation entsteht aus 
einem Komplex multipler Problemlagen. 
Menschen, die von Zahlungsschwierigkeiten 
betroffen sind, haben zumeist vielschichtige 

Probleme, bspw. in Form kritischer Lebens-
situationen (z.B. Krankheit oder Suchtpro-
blematiken) und mangelhafter Finanz- und 
Planungskompetenzen. 

N

NIEDRIGSCHWELLIGE 
FINANZIERUNGSANGEBOTE
Der Zuschuss für die Anschaffung energieef-
fizienter Elektrogeräte, der im Rahmen vieler 
Geräteaustauschprogramme gewährt wird, 
ist für viele Haushalte nicht ausreichend. 
Niedrigschwellige Finanzierungsprogramme 
wie Mini-Contracting, zinsfreie/-günstige 
Darlehen und Prämien bzw. Mischformen 
können ein ergänzendes Instrument sein, 
um finanzielle Anreize für die Betroffenen zu 
schaffen. 

R

REGELBEDARF
Bezeichnet den Lebensunterhalt, der 
zur Gewährleistung des soziokulturellen 
Existenzminimums notwendig ist. Dem 
Regelbedarf liegen durchschnittliche Haus-
haltsverbrauchsausgaben insbesondere für 
Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, 
Bedarfe des täglichen Lebens sowie in ver-
tretbarem Umfang auch Beziehungen zur 
Umwelt und die Teilnahme am kulturellen 
Leben zugrunde. Die Höhe staatlicher Trans-
ferleistungen orientiert sich am Regelbedarf.

S

SUFFIZIENZ
Bezeichnet eine Strategie zur Vermeidung 
von Ressourcenverbrauch durch ein genüg-
sameres Verbrauchsverhalten.
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